
 

Datum: 02.04.2026 

Dezernat/Amt: Finanzen und Bildung 

AZ/Bearbeiter.: D3/30 / Dillmann, Daniel 

Vorlage: 534/2026 
 

 
 

SITZUNGSVORLAGE 
 
 

  

Thema: Abruf und Verwendung der Zuwendungsmittel aus dem Länder und 
Kommunal Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) 

  

 
 
 

  

Frühere Beratungen: Keine 
  

 
  

Anlagen: Keine 
  

 
   

Sachvortrag: Michael Lissner, Finanzdezernent Zeitdauer (ca.)   5 Min.  
   

 

 
 
 

  

Beschlussvorschlag: Der Kreistag beschließt die Anmeldung und den Abruf der Zuwen-
dungsmittel aus dem LuKIFG für die in der Sitzungsvorlage einzeln 
aufgeführten Zwecke und ermächtigt die Verwaltung die notwendi-

gen Maßnahmen einzuleiten, um einen möglichst zeitnahen voll-
ständigen Abruf der Fördermittel zu gewährleisten. 

  

 
 
 

Gremium Zuständigkeit Sitzung am Öffentlichkeitsstatus 

Ausschuss für Finanzen, Verwaltung und 
Kultur 

Vorberatung 29.04.2026 nicht öffentlich 

Kreistag Beschluss 13.05.2026 öffentlich 
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Finanzielle Auswirkungen (mit der Kämmerei abzustimmen!): x ja  nein 
 

Aufwendungen/Auszahlungen 

Ergebniswirksam:   Investiv: x  

Einmaliger Aufwand  Euro Einmalige Auszahlung  Euro 

Jährlicher Aufwand 
Gesamtbetrag 

 Euro 
Jährliche Auszahlungen 
Gesamtbetrag 

45 Mio. Euro 

Aufwand 1. Jahr  Euro Auszahlung 1. Jahr  Euro 

Aufwand 2. Jahr  Euro Auszahlung 2. Jahr  Euro 

Aufwand 3. Jahr  Euro Auszahlung 3. Jahr  Euro 

Aufwand 4. Jahr  Euro Auszahlung 4. Jahr  Euro 

   Jährliche Abschreibung  Euro 
 

 

Erträge/Einzahlungen 

Ergebniswirksam:   Investiv:   

Einmaliger Ertrag  Euro Einmalige Einzahlungen  Euro 

Jährliche Erträge 

Gesamtbetrag 
 Euro 

Jährliche Einzahlungen 

Gesamtbetrag 
 Euro 

Ertrag 1. Jahr  Euro Einzahlung 1. Jahr  Euro 

Ertrag 2. Jahr  Euro Einzahlung 2. Jahr  Euro 

Ertrag 3. Jahr  Euro Einzahlung 3. Jahr  Euro 

Ertrag 4. Jahr  Euro Einzahlung 4. Jahr  Euro 

   Jährliche Auf lösung  Euro 
 

 

Mittelbereitstellung im Haushalt: 

Ergebnishaushalt:   Investitionshaushalt: x  

Produkt:  Investitions-Nr. div. 

Kostenstelle:    

Sachkonto:    
 

Zur Verfügung stehende Mittel:  Euro 
 

 

ggf. noch bereit zu stellen:  Euro 

Deckungsvorschlag: 

Ergebnishaushalt:   Investitionshaushalt:   

Produkt:  Investitions-Nr.  

Kostenstelle:    

Sachkonto:    
  

 
 

Medien:  PowerPoint  pdf -Datei     
 

 

 
 

Elektronisch mitgezeichnet von: 
 

x Landrat  x Dezernat 1  Dezernat 2 
 

   x Dezernat 3      Dezernat 4   x 

Amt 30 – Finanzen u. Bil-
dung / Amt 31 – Bau-u. 

Liegenschaf tsamt / Amt 
32 - Straßenbauamt 

 

 
t 
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1. Ausgangslage:  
 
Das Länder- und Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) ist ein Förderinstru-
ment zur Stärkung der kommunalen Investitionskraft und Teil des "Sondervermögens Infra-
struktur und Klimaneutralität".  
Das Bundesgesetz wurde rückwirkend zum 01.01.2025 beschlossen. Ziel ist es, dringend 
benötigte Investitionen in die öffentliche Infrastruktur zu ermöglichen, zu beschleunigen und 
finanziell abzusichern. Gefördert werden Sachinvestitionen, die kommunalen Aufgaben die-
nen. Die Förderung erfolgt als zweckgebundener, nicht rückzahlbarer Investitionszuschuss, 
der eine vollständige Deckung der förderfähigen Kosten vorsieht.  
 
Aus dem LuKIFG stehen dem Land Baden-Württemberg insgesamt rd. 13,15 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Das Land hat die pauschale Weiterleitung von zwei Dritteln der Sonderinvestiti-
onsmittel des Bundes an die Kommunen beschlossen (VwV LuKIFG). Auf den Bodensee-
kreis entfallen damit rund 45 Mio. Euro. 
 
Die aus dem Förderprogramm geförderten Maßnahmen müssen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2042 abgeschlossen und vollständig abgenommen sein. 
 
Eine Doppelförderung neben Programmen des Bundes und Landes ist prinzipiell möglich, 
allerdings können damit zum aktuellen Kenntnisstand noch Risiken verbunden sein, die zu 
Rückforderungen von Zuschüssen führen könnten.  
 
Grundsätzlich förderfähig sind alle Maßnahmen, welche ab 1. Januar 2025 begonnen wur-
den. Förderfähig sind alle Maßnahmen ab einem Investitionsvolumen in Höhe von 50 Tsd. 
Euro. 
   
 
2. Sachverhalt: 
 
Mittlerweile sind die Rahmenbedingungen zur Verwendung der Zuwendungsmittel nach dem 
LuKIFG weitgehend bekannt und die technischen Voraussetzungen zum Mittelabruf gege-
ben. Wie in den Haushaltsplanberatungen zum Haushalt 2026 zugesichert, wurden verwal-
tungsseitig die veranschlagten Investitionsmaßnahmen auf ihre Förderfähigkeit hin überprüft. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, vorrangig Investitionsmaßnahmen anzumelden, deren Umset-
zung aufgrund einer geringen oder fehlenden anderweitigen Förderfähigkeit zum Großteil 
aus eigener Finanzkraft des Landkreises zu bestreiten wären. 
 
Um die Liquidität des Landkreises zeitnah zu verbessern, sollen auch bereits begonnene und 
in Umsetzung befindliche Investitionen zur Förderung angemeldet werden. Ebenso soll der 
kurz- und mittelfristige Kreditbedarf des Landkreises durch die Fördermöglichkeit reduziert 
bzw. begrenzt werden. Ziel der Verwaltung ist ein vollumfänglicher Mittelabruf innerhalb von 
4 - 5 Jahren. 
 
Nach Abwägung und Feststellung der grundsätzlichen Förderfähigkeit schlägt die Verwal-
tung aus den vorhergehend aufgeführten Gründen vor, Investitionsmaßnahmen insbeson-
dere aus nachfolgenden Bereichen für das Zuwendungsprogramm anzumelden: 
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• Infrastrukturmaßnahmen im Bereich Straßenbau in Höhe von rd. 6,5 Mio. Euro sowie  
• Investitionsmaßnahmen welche eine bauliche Anpassung bzw. Ertüchtigung von Ver-

waltungs- und Betriebsgebäuden oder einen Neubau darstellen. Das Kostenvolumen 
der förderfähigen Kosten in diesem Bereich beläuft sich auf rd. 38,5 Mio. Euro. 

 
Aus den voran aufgeführten Kategorien gelten bereits folgende Maßnahmen als begonnen 
und befinden sich in Umsetzung: 
 
Investitionsmaßnahme förderfähiges Kostenvolumen 
K 7709 Sanierung Durchlass u. Stützwand OD Laimnau rd. 1,0 Mio. Euro 

K7742 Umbau Kreuzung in KVP Riedheimer Str. rd. 0,6 Mio. Euro 
K7772 Fahrbahnsanierung OD Hödingen rd. 1,2 Mio. Euro 

K7736 Sanierung Brücke Rotach Fuchstobel rd. 0,3 Mio. Euro 
K7749 Fahrbahnsanierung Meersburg rd. 0,4 Mio. Euro 

K7723 Fahrbahnsanierung Reute-Tettnang rd. 0,5 Mio. Euro 
K7759 Fahrbahnsan.Hardtwaldkreisel bis OD Neufrach rd. 0,6 Mio. Euro 

K7723 RGW-Sanierung Reute-Tettnang rd. 0,1 Mio. Euro 
Neubau der Straßenmeisterei Markdorf rd. 18,6 Mio. Euro 

Summe rd. 23,3 Mio. Euro 
 
Für diese Maßnahmen können bereits sofort anteilig Fördermittel in Höhe von rd. 6,2 Mio. 
Euro abgerufen werden, welche liquiditätsmäßig unmittelbar und kurzfristig in diesem Haus-
haltsjahr zufließen können. Im Haushaltsplan 2026 sind als pauschale Zuwendung lediglich 
2,0 Mio. Euro veranschlagt, so dass die zusätzlichen Liquiditätsmittel u.a. auch zur Finanzie-
rung von anderen derzeit zu bewältigenden Projekten (z.B. Sicherstellung Krankenhausver-
sorgung) verwendet werden könnten.  
 
Folgende Maßnahme soll dem Kreistag in der nächsten Sitzungsrunde vorgeschlagen wer-
den: 
 
Investitionsmaßnahme förderfähiges Kostenvolumen 

betriebsnotwendige baul. Anpassung der SM TT rd. 2,6 Mio. Euro 
Summe rd. 2,6 Mio. Euro 

 
Weitere Vorschläge der Verwaltung, welche natürlich noch einzeln zu beschließen wären, 
sind: 
 
Investitionsmaßnahme förderfähiges Kostenvolumen 
weitere Anpassungen SM TT rd. 8,4 Mio. Euro 

K7781 Fahrbahnsanierung Azenweiler-Höchsten rd. 1,0 Mio. Euro 
K7786 Fahrbahnsanierung Bonndorf-Nesselwangen rd. 0,4 Mio. Euro 

K7700 Fahrbahnsanierung Ebersberg-Haslach rd. 0,4 Mio. Euro 
Summe rd. 10,2 Mio. Euro 

 
Wichtiger Hinweis: 
Darüber hinaus könnten nach Einschätzung der Verwaltung die restlichen Mittel aus dem Lu-
KIFG für die technisch und energetisch erforderliche Verbesserung des Verwaltungsstandor-
tes des Landratsamtes genutzt werden. Dies wäre ein für das Landratsamt wichtiges Vorha-
ben. 
Eine Beschlussfassung für diese Maßnahmen wäre durch den Kreistag nach Vorlage einer 
entsprechenden Planung noch herbeizuführen.  
 



- 5 - 

 
 
 

 

Für dieses Projekt zur Verbesserung des Verwaltungsstandorts würden damit weitere 8,9 
Mio. Euro zur Verfügung stehen.   
 
Sofern sich kurzfristig weitere oder geänderte Möglichkeiten zum Förderabruf ergeben, bittet 
die Verwaltung um eine Ermächtigung, um schnell reagieren zu können und damit unmittel-
bar zusätzliche Fördermöglichkeiten ausschöpfen zu können.  
 
 
3. Finanzielle Auswirkungen:  
 
Der Mittelabruf erfolgt in Bauabschnitten. Vor Einreichung der Verwendungsbestätigung kön-
nen bis zu 90% des förderfähigen Kostenvolumens abgerufen werden. In Summe stehen 
dem Bodenseekreis damit Zuwendungen in Höhe von rd. 45 Mio. Euro zu. 
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